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Im Mai 2020 präsentierten Angela 
Merkel und Emmanuel Macron ih-
re Initiative für einen 750 Milliarden 
Euro schweren europäischen Aufbau-
plan zur Bewältigung der Folgen der 
Covid-19-Pandemie. Beobachter aus 
Frankreich rieben sich verwundert die 
Augen: Deutschland hatte sich von sei-
nen traditionellen Positionen in der 
Frage einer Schuldenunion verabschie-
det und gegen seine „sparsamen“ Ver-
bündeten, allen voran die Niederlande, 
gestellt. In Frankreich wurde diese Ent-
wicklung vielfach als Paradigmenwech-
sel in der europäischen Debatte über 
die Rolle des Staates in der Wirtschaft 
gewertet. Im Anschluss an den Brexit 
und angesichts der schwachen Positi-
on der übrigen Mitgliedstaaten, die ei-
ne Erweiterung des EU-Haushalts und 
eine gemeinsame Schuldenaufnahme 
ablehnen, könnte das deutsche Ein-
schwenken auf die traditionelle Position 
Frankreichs in den kommenden Jahren 
spürbare Folgen für die EU haben.

RAHMENBEDINGUNGEN

Ein grundlegendes Umdenken in 
der deutschen Wirtschaftspolitik

Beobachter in Frankreich zeigten 
sich überrascht, dass der Wieder-

auf baufonds im Deutschen Bundes-
tag nur auf geringen Widerstand 
stieß und am 25. März 2021 mit gro-
ßer Mehrheit verabschiedet wurde 
(lediglich die Fraktion der AfD stimm-
te geschlossen dagegen). Doch die-
se überwältigende Zustimmung kam 
nicht vollkommen unerwartet und 
machte deutlich, dass sich die Haltung 
Deutschlands über die Jahre weiterent-
wickelt hat. Der deutsche Finanzminis-
ter Olaf Scholz und sein französischer 
Amtskollege Bruno Le Maire ver-
ständigten sich 2018 im Vorfeld des 
deutsch-französischen Gipfeltreffens 
in Meseberg auf einen Kompromiss 
für ein Eurozonen-Budget. Im Früh-
jahr 2020 stimmte der Bundestag ei-
ner Aussetzung der berüchtigten 
deutschen Schuldenbremse zu und eb-
nete damit den Weg für umfangreiche 
Konjunkturpakete zur Bewältigung der 
Auswirkungen der Corona-Krise.

Angesichts der ersten Zahlungen aus 
dem Wiederauf baufonds an die Mit-
gliedstaaten ist die Unterstützung für 
das Instrument in der deutschen Po-
litik nach wie vor ungebrochen. Vie-
le Wirtschaftsfachleute teilen Le Maires 
Auffassung, dass der Fonds der EU ein 
wichtiges Instrument an die Hand gibt, 

um in einer zunehmend umkämpften 
und bipolaren Weltwirtschaft beste-
hen zu können. Einer der prominentes-
ten Verfechter dieser Position ist der 
Präsident des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW) Marcel 
Fratzscher. Ein weiterer ist Olaf Scholz, 
der nach dem Sieg der SPD bei der Bun-
destagswahl am 26. September höchst-
wahrscheinlich der Nachfolger von 
Angela Merkel im Kanzleramt wird. 
Scholz hatte den deutsch-französischen 
Kompromiss zum Fonds als Maßnahme 
nach dem Vorbild des ersten US-Finanz-
ministers Alexander Hamilton bezeich-
net und spielte damit unverkennbar auf 
eine zukünftige EU-Fiskalunion an.

HERAUSFORDERUNGEN

Implizite Erwartungen an eine 
Fortführung des Fonds

Dennoch könnte die derzeitige Ein-
tracht trügerisch sein. Die Frage, ob der 
Fonds ein vorübergehendes Instrument 
bleiben soll, wird in den Koalitionsver-
handlungen mit Sicherheit aufkommen. 
Nach Ansicht der Deutschen Bun-
desbank werden die Kriterien für die 
Transfervergabe (Bevölkerungsgröße, 
Höhe des BIP pro Kopf und Arbeitslo-
senquote von 2015 bis 2019) nicht den 

Der deutsch-französische Kompromiss zum europäischen Wiederaufbaufonds wurde in Frankreich vielfach als Signal 
für eine historische Einigung über eine europäische Schuldenunion gewertet. Ein solcher Kompromiss existiert bisher 
allerdings nur zwischen höchsten politischen Kreisen beider Länder. Die neue Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, 
die Entscheidung ihrer Vorgänger auch gegenüber der Bevölkerung zu erläutern und darzulegen, warum der Wiederauf-
baufonds sowohl für die deutsche Volkswirtschaft als auch für die Zukunft der EU von entscheidender Bedeutung ist.

Deutsch-französische Einigkeit  
geringer als gedacht 
Der neue Bundestag muss sich auf kontroverse Debatten einstellen
Von Jacob Ross
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https://www.bundestag.de/parlament/plenum/abstimmung/abstimmung/?id=717
https://www.sueddeutsche.de/politik/integration-budget-eurozone-1.4215453
https://www.euractiv.de/section/eu-innenpolitik/news/bundestag-stimmt-aussetzung-der-schuldenbremse-zu/
https://www.reuters.com/article/eu-recovery-germany-idUSL1N2PX0O0
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/warum-deutschland-der-wirtschaftliche-gewinner-des-eu-gipfels-ist-a-e3d73454-4e53-45ce-8ab6-af7f6e50090d
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Interviews/2020/2020-05-20-Zeit-Interview.html
https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/themen/eu-solidaritaet-ist-zu-begruessen-gemeinschaftsschulden-aber-bedenklich-841654
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In dieser Memo-Reihe bietet die DGAP 
fundierte Analysen zu Bereichen der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik, 
die die nächste Legislaturperiode prägen 
werden. Jedes Memo gibt Einblicke darin, 
wie Bundesregierung und Parlament 
in einer komplexer werdenden Welt 
künftig Chancen und Herausforderungen 
begegnen können. Die Themen reichen 
von Technologie und Klima über Mig-
ration und internationale Ordnung bis 
hin zu Sicherheit und Geoökonomie. Die 
Beiträge verstehen sich als Einladung, 
mit uns über die deutsche Außenpolitik 
ins Gespräch zu kommen.  
 
Mehr Informationen finden Sie unter 
www.dgap.org/dossier/btw2021
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an das Instrument gestellten Anforde-
rungen gerecht, die Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 
zu unterstützen. EU-Transferleistun-
gen sollen stattdessen hauptsächlich 
an Länder fließen, die sich seit der Eu-
rozonen-Krise um eine Konsolidie-
rung ihrer Staatshaushalte bemühen. 
Italien (66 Milliarden Euro), Spani-
en (59 Milliarden Euro) und Frankreich 
(37 Milliarden Euro) gehören zu den 
Hauptempfängern. Deutschland erhält 
zwar 26 Milliarden Euro, ist aber mit 
einem Beitrag von 66 Milliarden Euro 
auch der größte Nettozahler.

Vor diesem Hintergrund haben einige 
Kritiker das Instrument als verdeckten 
Kohäsionsfonds bezeichnet und sei-
ne Verfassungsmäßigkeit infrage ge-
stellt. Prüfer des Bundesrechnungshofs 
warnten zudem davor, dass deutsche 
Steuerzahler auch langfristig und weit 
über die außergewöhnliche Pandemie-
situation hinaus Haftungsrisiken für 
Kredite und Zuschüsse an andere Mit-
gliedstaaten tragen müssen. Der Weg 
in eine Schuldenunion, den die Bun-
deskanzlerin und andere Spitzenpoli-
tiker in der Vergangenheit wiederholt 
ausgeschlossen haben, wäre damit 
vorgezeichnet. Eine Gruppe von CDU-
Bundestagsabgeordneten wich aus 
diesem Grund bereits im März von 
der Parteilinie ab und stimmte gegen 
den Fonds. Sie hat zudem Klage beim 
Bundesverfassungsgericht eingereicht. 

EMPFEHLUNGEN

Bisherige Versäumnisse aufholen

Im August 2021 betonte Shahin Vallée, 
Programmleiter Geoökonomie bei der 
DGAP, dass die Parteien die Frage der 
wirtschaftlichen Zukunft der EU im 
Wahlkampf ausgespart hätten. Tat-
sächlich sind nur wenige Deutsche mit 
dem EU-Wiederaufbaufonds und den 
möglichen weitreichenden Folgen sei-
ner Fortführung für die Zukunft der 
Europäischen Union vertraut.

Demzufolge ist eine breite Debatte 
über die wirtschaftliche Integration 

überfällig, bevor die nächste Wirt-
schaftskrise den Kontinent erschüttert. 
Hier fällt dem Bundestag eine wichtige 
Funktion zu. Er muss die gemeinsamen 
europäischen Interessen herausstel-
len, ohne die bestehenden Konfliktli-
nien unter den Teppich zu kehren. Für 
entsprechende Diskussionen bieten die 
französische EU-Ratspräsidentschaft 
in der ersten Jahreshälfte 2022 und die 
Konferenz zur Zukunft Europas einen 
geeigneten Rahmen.

Die neue Bundesregierung muss:

Missverständnisse zwischen Deutsch-
land und Frankreich über den Wie-
deraufbaufonds vermeiden. Während 
sich Präsident Macron für eine Ver-
stetigung des Instruments ausspricht, 
hat die Mehrzahl der deutschen Re-
gierungsvertreterinnen und -vertreter 
sowie Bundestagsabgeordneten dies 
bisher offiziell ausgeschlossen.

Die breite Öffentlichkeit umfassend über 
den Wiederauf baufonds informieren 
und dafür gewinnen. Die überwältigen-
de Zustimmung des Bundestags, die in 
Frankreich als Anpassung der deutschen 
an die französische Haltung gewertet 
wurde, muss von einer breiten gesell-
schaftlichen Mehrheit getragen werden.

So ließe sich eine langfristige Anglei-
chung deutscher und französischer Po-
sitionen fördern und die Angriffsfläche 
für populistische Kräfte auf nationaler 
Ebene verkleinern, wie etwa für die AfD 
in Deutschland, die sich auf dem Höhe-
punkt der Eurozonen-Krise in konser-
vativen Wirtschaftskreisen formierte.

Angesichts der Tatsache, dass die 
Angst vor Inf lation und der Enteig-
nung der deutschen Sparerinnen und 
Sparer erneut zunimmt, müssen sich 
Politikerinnen und Politiker dringend 
mit grundlegenden Fragen der künfti-
gen wirtschafts- und fiskalpolitischen 
Gestaltung in Europa auseinander-
setzen. Nicht einmal Hunderte von 
Milliarden Euro können ihnen diese 
Debatte ersparen.
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